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Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
Zuschlagserteilung im Vergabeverfahren Krematorium 
 
 
1. In dem Vergabeverfahren zur Übertragung des Krematoriums an einen privaten Dritten 

einschließlich der Fortführung des Betriebes wird beschlossen, den Zuschlag auf das  
Angebot der BIEGE Krematorium Braunschweig (BIEGE) vom 29. September 2014 zu  
erteilen. 
 

2. Dem Abschluss des beigefügten Erbbaurechtsvertrages mit der BIEGE für die Dauer von 
25 Jahren, mit einer Verlängerungsoption von fünf Jahren, wird zugestimmt. 
 

3. Die Widmung des Krematoriums als öffentliche Einrichtung wird mit Wirksamwerden des 
Erbbaurechtsvertrages aufgehoben. 
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Begründung: 
 
1. Sachlage 
 

Die Stadt betreibt am Standort Helmstedter Straße als öffentliche Einrichtung ein Kremato-
rium sowie zwei Feierhallen. Die vorhandenen Anlagen müssten kurzfristig mit erheblichem 
Aufwand instandgesetzt werden. Hinzu kommt der Sanierungsstau der Gebäude sowie der 
technischen Gebäudeausstattung, wie bereits detailliert mit Mitteilung vom 24.09.2014 
(Drucksache 13934/14) berichtet wurde. Für die Sanierung der Gebäude und Anlagen 
müssten über eine Million Euro investiert werden. Der Jahresabschluss 2012 weist, wie 
auch in den Vorjahren, ein Defizit auf, das sich auf rund 389.000,- Euro belief. Die Betriebs-
abrechnungen weisen in den letzten Jahren kontinuierlich abnehmende Kostendeckungs-
grade von mittlerweile um die 60 % aus.  
 
Zudem gibt es in der Region und darüber hinaus eine Reihe von Krematorien, die im Wett-
bewerb stehen und deren Inanspruchnahme durch die Bestatter gesteuert wird. Privat be-
triebene Krematorien agieren auf dem Markt auch mit flexiblen Preisgestaltungen, z. B. 
durch die Gewährung von Mengenrabatten für die Bestatter. Kommunalen Betreibern ist 
dieses aufgrund der Vorgaben des Gebührenrechtes nicht möglich. Der Betrieb eines Kre-
matoriums ist seit dem 01.01.2006 keine kommunale Pflichtaufgabe mehr. 
 

2. Vergabeverfahren 
 

Vor diesem Hintergrund wurde die Verwaltung mit Ratsbeschluss vom 24.06.2013 (Druck-
sache 16210/13) beauftragt, ein EU-weites Vergabeverfahren zur Übertragung des Krema-
toriums an einen privaten Dritten durchzuführen. Das Krematorium (einschließlich der 
Grundstücke und Gebäude sowie der technischen Anlagen) sollte auf einen privaten Partner 
übergehen. Für die dafür benötigten Grundstücke und Gebäude sollte ein Erbbaurecht aus-
gegeben werden.  
 
Die Verwaltung hat zu diesem Zweck ein Verhandlungsverfahren mit vorgeschaltetem Teil-
nahmewettbewerb durchgeführt. Im Rahmen des Teilnahmewettbewerbs haben sich sieben 
Interessenten Informationsmaterial übersenden lassen. Um die Teilnahme an dem Verfah-
ren haben sich letztlich nur zwei Interessenten beworben. Beide Interessenten sind im 
Rahmen der Wertung als geeignet angesehen worden.  
 
Nach der notwendigen Konkretisierung der Anforderungen sowie Übersendung vertiefter 
Unterlagen hat ein potentieller Bieter mitgeteilt, kein weiteres Interesse an dem Verfahren 
zu haben. Daher sind die im Vergabeverfahren vorgesehenen Verhandlungen mit nur einem 
Interessenten geführt worden, einer Bietergemeinschaft (BIEGE Krematorium Braun-
schweig) von 11 Bestattern aus Braunschweig sowie dem Umland. 
 
Im Rahmen der mit der BIEGE geführten Verhandlungsgespräche ergab sich, dass ein 
Interesse am Betrieb des Krematoriums bestehe, aber die beiden Feierhallen sowie das 
Verwaltungsgebäude auf dem Gelände, wie zunächst vorgesehen, auf keinen Fall mit über-
nommen würden. Trotz intensiver Gespräche zu diesem Punkt hat sich die BIEGE nicht 
mehr umstimmen lassen. Die BIEGE wird also lediglich das für den Betrieb des Kremato-
riums erforderliche Kremierungsgebäude mit den technischen Anlagen im Rahmen eines 
Erbbaurechts übernehmen. Vergaberechtlich ist diese Änderung im Rahmen des gewählten 
Verhandlungsverfahrens zulässig. 
 
Auf dieser Basis hat die BIEGE ihr Angebot vom 29. September 2014 zur Übernahme des  
Krematoriums abgegeben. 
 
 
 



3 

3. Erbbaurechtsvertrag 
 

Vertragliche Basis der Übertragung des Krematoriums auf die BIEGE ist der Abschluss ei-
nes Erbbaurechtsvertrages, der als Anlage beigefügt ist. Das Erbbaurecht betrifft nur das 
Grundstück mit dem bestehenden Kremierungsgebäude. Nach dem Vertrag ist die BIEGE 
verpflichtet, das Krematorium über einen Zeitraum von 25 Jahren zu betreiben, mit einer 
einmaligen Verlängerungsoption von fünf Jahren. Die BIEGE hat die notwendigen Instand-
setzungen und Erneuerungen des Krematoriums auf einer guten fachlichen Basis zeitnah 
vorzunehmen und es für die Vertragsdauer in einem ordnungsgemäßen Zustand gemäß der 
Leistungsbeschreibung zu erhalten. Sollte die BIEGE den Betrieb des Krematoriums wäh-
rend der Laufzeit des Erbbaurechtsvertrages aufgeben, kann die Stadt den Heimfall des 
Grundstücks mit dem Kremierungsgebäude gegen Zahlung einer Entschädigung von 75 % 
des Verkehrswertes der errichteten Bauwerke sowie der technischen Anlagen verlangen. 
 
Die Stadt Braunschweig und die BIEGE verbinden mit diesem Vertrag die Erwartung, dass 
das Krematorium in privater Verantwortung ein modernes und für die Bürgerinnen und Bür-
ger Braunschweigs finanziell angemessenes Angebot darstellt, um den Betrieb eines Kre-
matoriums im Oberzentrum Braunschweig mittel- und langfristig zu sichern. 
 
Für die technischen Anlagen, die umfassend sanierungsbedürftig sind, hat die BIEGE eine 
symbolische Entschädigung von einem Euro angeboten. 

 
Für die Dauer der Belastung des Grundstücks mit dem Erbbaurecht wird die BIEGE einen 
jährlichen Erbbauzins an die Stadt in Höhe von 17.000,- Euro zahlen, der mit einer Wertsi-
cherungsklausel belegt ist. Zudem hat die BIEGE im Zuge der Verhandlungen auf entspre-
chende Nachfrage eine Erhöhung des Erbbauzinses angeboten, wenn im Jahr mehr als 
4.500 Kremierungen durchgeführt würden. Demnach würde die Stadt von einer Steigerung 
der Kremierungen in gestaffelter Weise profitieren. Bei mehr als 4.500 Kremierungen im 
Jahr würde sich eine Erhöhung um je 12,- Euro pro zusätzlicher Kremierung ergeben. Ab 
einer Anzahl von 5.000 Kremierungen würde pro zusätzlicher Kremierung ein Betrag von 
14,- Euro, ab 5.500 Kremierungen ein Betrag von 16,- Euro, ab 6.000 Kremierungen ein 
Betrag von 18,- Euro, bei über 6.500 Kremierungen ein Betrag von 20,- Euro und ab 7.000 
Kremierungen pro zusätzlicher Kremierung ein Betrag von 22,- Euro gezahlt.  
 
Sofern die BIEGE mit der Zahlung des Erbbauzinses mehr als drei Monate in Verzug gerie-
te, wäre eine Vertragsstrafe in Höhe von 500,- Euro fällig. Für jeden weiteren Monat des 
Zahlungsverzuges erhöht sich die Vertragsstrafe auf 1.000,- Euro je Quartal. 
 
Die erforderliche zweite Leichenschau vor einer Einäscherung gem. § 12 Abs. 2 des Nie-
dersächsischen Bestattungsgesetzes würde für in Braunschweig zu kremierende Personen 
ausschließlich durch eine Ärztin oder einen Arzt des städtischen Gesundheitsamtes durch-
zuführen sein. 

 
Als Übergabestichtag für das Krematorium an die BIEGE ist der 01.01.2015 vorgesehen.  

 
4. BIEGE 
 

Neben den bislang an der BIEGE beteiligten 11 Bestattern, die damit schon zum jetzigen 
Zeitpunkt einen erheblichen Marktanteil am regionalen Bestattungsgeschäft haben, beab-
sichtigt die BIEGE, im weiteren Verlauf noch zusätzliche Bestattungsunternehmen aus dem 
Umland an sich zu binden.  

 
Die BIEGE plant, die erforderlichen Investitionen in die Ofenanlagen vorzunehmen und die 
Anzahl der jährlichen Einäscherungen deutlich zu steigern. Die BIEGE hat den Vorteil, dass 
sie eine Grundauslastung durch den Kremierungsbedarf der ihr angehörenden Bestatter 
gewährleisten könnte.  
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Als erwünschter Nebeneffekt würde die Kremierung von in Braunschweig verstorbenen Per-
sonen vor Ort erfolgen und somit Transporte in zum Teil weit entfernte Krematorien vermie-
den. 
 
Den Betrieb des Krematoriums soll eine Betreibergesellschaft (Krematorium Braunschweig 
GmbH) für die BIEGE wahrnehmen. 

 
5. Wirtschaftlichkeit 
 

Die wirtschaftlichen Auswirkungen einer Übernahme und Weiterbetriebs des Krematoriums 
durch die BIEGE auf das Ergebnis und die Liquidität der Stadt Braunschweig hat die Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft PKF untersucht. Dabei wurden verglichen zum einen der Wei-
terbetrieb des Krematoriums nach Durchführung von Investitionen durch die Stadt, zum an-
deren die Übertragung des Krematoriums an die BIEGE und der Weiterbetrieb durch diese, 
entsprechend dem Angebot vom 29. September 2014. Ein Weiterbetrieb des Krematoriums 
durch die Stadt im Istzustand ohne Investitionen scheidet aufgrund des sanierungsbedürfti-
gen Zustandes des Krematoriums aus. Vorsorglich wurde auch bereits ein Betrag von 
1 Mio. Euro für die Sanierung in den städtischen Haushalt eingestellt.  
 
Der wirtschaftliche Vergleich zwischen einem Weiterbetrieb des Krematoriums mit Investi-
tionen durch die Stadt (Variante b) und der Übernahme und Weiterbetrieb des Kremato-
riums durch die BIEGE auf der Grundlage des unter Nr. 3 beschriebenen Erbbaurechtsver-
trages (Variante a) ergibt einen deutlichen Vorteil für die Erbbaurechtsvariante. Grundlage 
der Vergleichsberechnung ist ein prognostizierter Verlauf der Kosten- und Ertragssituation 
über die 25 bzw. 30 Jahre der vorgeschlagenen Vertragsdauer (einschl. der Verlängerungs-
option). Aus der Barwertberechung ergibt sich für die Variante b ein kumulierter Betriebsver-
lust von rd. 1,1 Mio. Euro nach 25 Jahren und von rd. 1,6 Mio. Euro nach 30 Jahren. Dem 
gegenüber steht für die Variante a ein Überschuss von rd. 202.000 Euro nach 25 Jahren 
bzw. 283.000 Euro nach 30 Jahren. 
 
Die Erträge in der Variante a ergeben sich durch den fixen Erbbauzins von jährlich 17.000 
Euro (einschl. Indizierung) und die zugesagte variable Zusatzzahlung, die abhängig ist von 
der Anzahl der jährlich vorgenommenen Einäscherungen. Bei der Übernahme des Kremato-
riums durch die Bietergemeinschaft kann unterstellt werden, dass die darin zusammenge-
schlossenen Bestatter ihre Investitionen durch eine höchstmögliche Anzahl von Einäsche-
rungen refinanzieren würden. Einer mehrjährigen Vorausschau sind Einäscherungszahlen 
von bereits 4.000 für das Jahr 2015, 4.500 für das Jahr 2016, 5.000 für das Jahr 2018 und 
steigend bis zu 7.000 Einäscherungen ab dem Jahr 2025 zugrunde gelegt. Dem gegenüber 
muss nach den Erfahrungen der vergangenen Jahre für die Variante b davon ausgegangen 
werden, dass die Einäscherungszahlen die bisherige Anzahl von 3.000 bis 3.300 Einäsche-
rungen künftig nur dann übersteigen werden, wenn die Stadt in eine Erneuerungsmaßnah-
me investiert hat und dadurch wegen geringerer Instandhaltungs- und Unterhaltungsauf-
wendungen günstige Entgelte für die Einäscherungen anbieten kann. 

 
 Ergebnis nach 25 

Jahren 
Ergebnis nach 30 

Jahren 
Variante a 
Weiterbetrieb des Krematoriums 
durch die BIEGE 

 
+ 201.713 Euro 

 
+ 283.060 Euro 

Variante b 
Weiterbetrieb des Krematoriums 
durch Stadt mit Investitionen 

 
- 1.094.042 Euro 

 
- 1.647.254 Euro 

 
Finanzieller Vorteil für Variante a 
 

 
1.295.755 Euro 

 
1.930.314 Euro 
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Entscheidend für die finanziellen Ergebnisse ist bei der Variante a, dass im Haushalt der 
Stadt keine Personalkosten für den Betrieb des Krematoriums entstehen und dass die 
Stadt auch keinerlei Belastungen durch notwendige Investitionen zu tragen hat. In der Ver-
gleichsberechnung sind Remanenzkosten berücksichtigt. Zum einen hat dies den Grund, 
dass die durch den Wegfall der Aufgabe freigesetzten Mitarbeiter zwar alle ab dem Zeit-
punkt der Übertragung des Krematoriums unter Beibehaltung ihrer Eingruppierung einge-
setzt werden können, zum Teil jedoch vorübergehend auf niedriger bewerteten Stellen. 
Zum anderen werden auch die notwendigen Anpassungen in den Bereichen der Verwal-
tung, die als Dienstleister oder im Rahmen der zentralen Steuerung für den Betrieb des 
Krematoriums tätig waren, eine Übergangszeit benötigen.  
 
In den Berechnungen nicht enthalten ist die Sonderabschreibung (rd. 1 Mio. Euro), die die 
Stadt aufgrund des Zustandes der technischen Anlagen des Krematoriums ohnehin vor-
nehmen muss. Hierfür ist bereits eine Rückstellung im Jahresabschluss 2013 gebildet wor-
den, so dass es dadurch zu keiner Ergebnisauswirkung kommt. Ebenfalls nicht enthalten 
sind die unvorhergesehenen Unterhaltungsmaßnahmen an den Abhitzekesseln der Kremie-
rungsanlage (rd. 0,2 Mio. Euro), die die Stadt nach dem Ausfall der Ofenanlagen im Juni 
zwingend zum Erhalt der Betriebsfähigkeit der Anlagen vornehmen musste. 
 
Vorteilhaft auch in finanzieller Hinsicht ist die vertragliche Festlegung, dass die vor einer 
Einäscherung erforderliche zweite Leichenschau für in Braunschweig zu kremierende Per-
sonen ausschließlich durch eine Ärztin oder einen Arzt des städtischen Gesundheitsamtes 
durchgeführt werden soll (siehe Ziffer 3).  
 
Zusammengefasst ist also festzuhalten, dass die Variante a für die Stadt deutlich wirt-
schaftlicher ist und die Übertragung des Krematoriums an die BIEGE damit im wichtigen 
wirtschaftlichen Interesse der Stadt liegt. Die detaillierte Wirtschaftlichkeitsberechnung ist 
als Anlage beigefügt.  

 
6. Personal 
 

Im Krematorium direkt sind insgesamt 7 Mitarbeiter in Vollzeit beschäftigt. Diese hatten er-
klärt, dass sie nicht bereit sind, für einen privaten Betreiber zu arbeiten, sondern weiterhin 
bei der Stadt Braunschweig bleiben möchten. Nach dem Grundsatzbeschluss des Rates 
vom 24. Juni 2013 zur Einleitung und Durchführung des Vergabeverfahrens hat die Verwal-
tung daher bereits die notwendigen personalwirtschaftlichen und organisatorischen Maß-
nahmen zur Umsetzung der Mitarbeiter auf andere Dienstposten in der Stadtverwaltung 
vorbereitet. Damit ist sichergestellt, dass die Beschäftigten ab dem Zeitpunkt der Privatisie-
rung unter Beibehaltung ihrer Eingruppierung eingesetzt werden. Zwei weitere Beschäftigte, 
die bislang mit Verwaltungsaufgaben für das Krematorium befasst waren, werden im Fall 
der Übertragung des Krematoriums auf entsprechende Verwaltungsdienstposten umgesetzt. 
 

7. Entwidmung 
 

Das Krematorium wird bisher als öffentliche Einrichtung der Stadt betrieben. Mit der Über-
tragung des Krematoriums auf die BIEGE ist auch der Übergang der Aufgabe auf den priva-
ten Betreiber verbunden. Die Stadt nimmt diese Aufgabe künftig nicht mehr wahr. Voraus-
setzung für diesen Aufgabenübergang ist die förmliche Entwidmung der öffentlichen Einrich-
tung durch Ratsbeschluss. 
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8. Beteiligung der Kommunalaufsicht 
 

Die Verwaltung stimmt derzeit mit dem Nds. Ministerium des Inneren als zuständiger Kom-
munalaufsichtsbehörde die Frage einer etwaigen Anzeigepflicht bei der Kommunalaufsicht 
nach den Vorschriften des Nds. Kommunalverfassungsgesetzes für die Übertragung des 
Krematoriums ab. Über den aktuellen Sachstand wird in den Sitzungen mündlich berichtet. 

 
I. V. 
 
gez. 
 
Geiger 
 
Anlagen 
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Es erschienen: 


 


1. für die Stadt Braunschweig 


 


- nachstehend „Grundstückseigentümerin“ genannt - 


 


2. für die BIEGE Krematorium Braunschweig 


 


- nachstehend „Erbbauberechtigte“ oder „BIEGE“ genannt - 


 


Die/Der Erschienene zu 1. erklärte für die Stadt Braunschweig handeln zu wollen und nahm 


Bezug auf die in der Akte 41 - Sa - Le 1 beim Grundbuchamt Braunschweig verwahrte Voll-


macht vom 30. November 2011. 


 


[ Vorbefassungsklausel ] 


 


Die Erschienen baten um die Beurkundung des nachfolgenden 


 


 


Erbbaurechtsvertrages 


 
I. Grundlagen, gesetzlicher Inhalt 


II. Vertraglicher - dinglicher - Inhalt 


III. Erbbauzins und Anpassungsklausel 


IV. Weitere Vereinbarungen 


V. Vereinbarungen zum Betrieb des Krematoriums 


 


 


 


PRÄAMBEL  


 


Die Stadt Braunschweig betreibt am Standort Helmstedter Straße ein Krematorium.  


 


Der Betrieb eines Krematoriums gehört seit einiger Zeit nicht mehr zu den gesetzlichen 


Pflichtaufgaben der Stadt. Inzwischen gibt es im Marktumfeld einen zunehmenden 


Wettbewerb, die Einäscherungszahlen im Krematorium Braunschweig sind in den letz-


ten Jahren gesunken. Zudem müssen die technischen Anlagen kurzfristig instandge-


setzt werden, es ist ein nicht unerheblicher Sanierungsstau entstanden.  
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Andererseits soll aber für die Braunschweiger Einwohner ein Krematorium vorgehalten 


werden, um diese Dienstleistung direkt vor Ort anbieten zu können. Aus Pietätsgründen 


sollen aufwändige Transporte von zu kremierenden Personen in entfernt liegende Kre-


matorien vermieden werden.   


 


Vor diesem Hintergrund hat der Rat der Stadt Braunschweig in seiner Sitzung am 24. 


Juni 2013 beschlossen, ein europaweites Vergabeverfahren zur Übertragung des Kre-


matoriums an einen privaten Dritten inkl. der Fortführung des Betriebes einzuleiten.  


 


Nach Bewertung der im Rahmen des Vergabeverfahrens geführten Verhandlungen be-


schloss der Rat der Stadt Braunschweig in seiner Sitzung am 27.11.2014 auf das wirt-


schaftliche Angebot der BIEGE den Zuschlag zu erteilen.  


 


Grundlage des Angebots ist die Bestellung eines Erbbaurechts an dem Betriebsgrund-


stück, auf dem sich das Krematorium befindet. Der BIEGE wird das Krematorium über-


tragen. Sie wird es für den Zeitraum von 25 Jahren betreiben, die notwendigen Instand-


setzungen und Erneuerungen des Krematoriums zeitnah vornehmen und es für die Ver-


tragsdauer in einem ordnungsgemäßen Zustand erhalten. Die Stadt erhält einen jährli-


chen Erbbauzins und eine Entschädigung für die Übertragung der Aufbauten.  


 


Die Stadt Braunschweig und die BIEGE verbinden mit diesem Vertrag die Erwartung, 


dass das Krematorium in privater Verantwortung ein modernes und für die Bürgerinnen 


und Bürger Braunschweigs finanziell angemessenes Angebot darstellt, um den Betrieb 


eines Krematoriums im Oberzentrum Braunschweig mittel- und langfristig zu sichern. 


 


Die zweite Leichenschau vor einer Einäscherung ist gem. § 12 Abs. 2 des Niedersächsi-


schen Bestattungsgesetzes von einer Ärztin oder einem Arzt durchzuführen, die oder 


der vom städtischen Gesundheitsamt hierfür ermächtigt wurde oder der Stadtverwal-


tung Braunschweig angehört. Aufgrund der engen Anbindung des Krematoriums an die 


städtischen Friedhöfe und der engen Verbundenheit zur Stadt Braunschweig messen 


die BIEGE und die Stadt der zweiten Leichenschau eine langfristige, hohe Bedeutung 


zu. Aus diesem Grund wird für in Braunschweig zu kremierende Personen die zweite 


Leichenschau ausschließlich durch eine Ärztin oder einen Arzt des städtischen Ge-


sundheitsamtes durchgeführt.  


 


Dies vorausgeschickt, vereinbaren die Parteien was folgt: 
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I. Grundlagen, gesetzlicher Inhalt 


 


§ 1 Erbbaugrundstück 


 


(1) Die Stadt Braunschweig ist Eigentümerin folgenden Grundbesitzes: 


 


Gemarkung Flur Flurstück Grundbuch 


von 


Blatt Lfd. 


Nr. 


Größe 


m² 


Teilfläche 


m² 


Altewiek 2 558/1 Braunschweig 14870 8 91 ca. 3 


Altewiek 2 561 Braunschweig-B 14870 19 2.741 ca. 80  


Altewiek 2 562/4 Braunschweig-B 14870 79 6.637 ca. 2.450 


 


(2) Der Notar hat das Grundbuch am ... eingesehen. Das Grundstück ist in Abt. II und III des 


Grundbuches nicht belastet. 


 


(3) Im Baulastenverzeichnis der Stadt Braunschweig ist unter der Nummer 02972 eine Verei-


nigungsbaulast für die Flurstücke 562/4 und 562/1, Gem. Altewiek, Flur 2,  eingetragen. Ei-


gentümerin des Flurstücks 562/1 ist die Braunschweiger Verkehrs-GmbH. 


 


§ 2 Bestellung des Erbbaurechts 


 


(1) An einer Teilfläche des in § 1 näher bezeichneten Grundstücks in einer Gesamtgröße von 


ca. 2.530 m², die in dem als Anlage beigefügten Lageplan (Anlage 1) durch rote Umrandung 


gekennzeichnet ist, bestellt die Grundstückseigentümerin der Erbbauberechtigten ein Erbbau-


recht. Dies ist das veräußerliche und vererbliche Recht, auf oder unter der Oberfläche des 


Grundstücks Bauwerke nach Maßgabe dieses Vertrages zu haben. Art und Umfang der Bau-


befugnis ergeben sich aus § 3 des Vertrages. 


 


(2) Die endgültige Größe des Erbbaugrundstücks ergibt sich aus den katasteramtlichen Ver-


messungsunterlagen. Insoweit wird das Leistungsbestimmungsrecht der Stadt eingeräumt. 


Mehr- bzw. Mindergrößen haben keinen Einfluss auf den vereinbarten Erbbauzins.  


 


(3) Das Erbbaurecht erstreckt sich auch auf den für die Bauwerke nicht erforderlichen Teil des 


Grundstücks nach Absatz 1 und 2, wobei der bebaute Teil wirtschaftlich die Hauptsache blei-


ben muss. 
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(4) Das Erbbaurecht beginnt mit dem Tage seiner Eintragung im Grundbuch und endet nach 


Ablauf von 25 Jahren. Der Vertrag kann in gegenseitigem Einvernehmen um 5 Jahre verlän-


gert werden. Der Wunsch zur Verlängerung ist mindestens ein Jahr vor Vertragsablauf anzu-


zeigen. 


 


(5) Die auf dem Grundstück befindlichen Aufbauten gehen in das Eigentum der Erbbaube-


rechtigten über. Für die technischen Anlagen gemäß Leistungsbeschreibung vom 01.08.2014 


zahlt die Erbbauberechtigte eine Entschädigung von 1,00 € (in Worten: ein €) an die Stadt.  


 


 


II. Vertraglicher - dinglicher – Inhalt des Erbbaurechts 


 


§ 3 Errichtung, Verwendung von Bauwerken (Erbbaurechtszweck), Instandhaltung, 


Wiederaufbau  


 


(1) Die Erbbauberechtigte ist berechtigt und verpflichtet, auf dem Erbbaugrundstück auf ihre 


Kosten ein Krematorium gemäß der als Anlage 2 beigefügten Leistungsbeschreibung zu ha-


ben und zu betreiben. 


 


(2) Jede Bebauung des Erbbaugrundstückes hat im Einvernehmen mit der Bauverwaltung der 


Stadt Braunschweig, insbesondere unter Beachtung öffentlich rechtlicher Festsetzungen, zu 


erfolgen. Die Bauwerke sind unter Verwendung guter und dauerhafter Baustoffe und unter 


Beachtung der allgemein anerkennten Regeln der Baukunst und der Bauvorschriften zu erstel-


len. 


 


(3) Die Erbbauberechtigte hat die Bauwerke nebst Zubehör in einem ordnungsgemäßen, 


zweckentsprechenden Zustand gemäß Leistungsbeschreibung zu erhalten und die erforderli-


chen Instandsetzungen und Erneuerungen vorzunehmen. Darüber hinaus ist die Erbbaube-


rechtigte auch zur ordnungsgemäßen Unterhaltung des Erbbaugrundstücks verpflichtet. 


 


(4) Die Erbbauberechtigte ist verpflichtet, die auf dem Erbbaugrundstück befindlichen Bauwer-


ke zum frühestmöglichen Zeitpunkt gegen Elementarschäden in der Form einer gleitenden 


Neuwertversicherung auf eigene Kosten zu versichern und die Versicherung während der 


Laufzeit des Erbbaurechts aufrecht zu erhalten. 
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(5) Die Erbbauberechtigte ist verpflichtet, die Bauwerke bei Zerstörung wieder aufzubauen. 


Dabei sind Versicherungs- und sonstige Entschädigungsleistungen in vollem Umfange zur 


Wiederherstellung zu verwenden. 


 


(6) Im Zusammenhang mit der Erfüllung der in § 3 bestehenden Verpflichtungen der Erbbau-


berechtigten ist die Grundstückseigentümerin berechtigt, das Erbbaugrundstück und die Bau-


werke nach vorheriger Ankündigung zu besichtigen oder durch Beauftragte besichtigen zu 


lassen. 


 


§ 4 Kosten, Lasten, Abgaben 


 


(1) Die Erbbauberechtigte trägt für die Dauer des Erbbaurechts alle auf das Erbbaugrundstück 


und die Gebäude entfallenden einmaligen und wiederkehrenden privatrechtlichen und öffent-


lich-rechtlichen Abgaben, Lasten und Pflichten aller Art, die den Grundstücks- oder Gebäude-


eigentümer betreffen, auch soweit sie erst in Zukunft entstehen, z. B. Grundsteuer, Grund-


stücksabgaben, Brandversicherungsbeiträge, den Baukostenzuschuss und die Hausan-


schlusskosten für den Anschluss des Grundstücks an die Verteilernetze der Strom-, Gas-, und 


Wasserversorgung sowie Fernwärme auf der Grundlage der jeweils geltenden Bestimmungen. 


 


(2) Die Erbbauberechtigte trägt ferner die Kosten für die zukünftige Herstellung von Grund-


stücksanschlüssen für Schmutz- und Niederschlagswasser. 


 


§ 5 Heimfall 


 


Die Grundstückseigentümerin ist berechtigt, vor Ablauf der in § 2 bezeichneten Frist die   


Übertragung des Erbbaurechtes an sich oder einen von ihr benannten Dritten zu verlangen 


(Heimfall), wenn: 


 


1. die Erbbauberechtigte den Betrieb des Krematoriums einstellt, 


 


2. die Erbbauberechtigte den in § 3 (Errichtung, Instandhaltung, Verwendung von Bau-


werken) oder § 4 (Kosten, Lasten, Abgaben) genannten  wesentlichen Verpflichtungen 


dieses Vertrages trotz Abmahnung zuwiderhandelt,  
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3. über das Vermögen der Erbbauberechtigten ein Verfahren nach der Insolvenzordnung  


eröffnet oder die Eröffnung mangels Masse abgelehnt wird oder eine außergerichtliche 


Schuldenbereinigung nach der Insolvenzordnung betrieben wird, 


 


4. über das Erbbaurecht die Zwangsversteigerung oder Zwangsverwaltung angeordnet 


worden ist, 


 


5. die Erbbauberechtigte eine eidesstattliche Offenbarungsversicherung abgegeben hat, 


 


6. die Erbbauberechtigte ihre Rechtsfähigkeit verliert, 


 


7. die Erbbauberechtigte mit der Zahlung des Erbbauzinses mindestens in Höhe von zwei 


Jahresbeträgen in Verzug ist und trotz schriftlicher Mahnung nicht gezahlt hat, 


 


8. ein Veräußerungsvertrag über das Erbbaurecht abgeschlossen wurde, ohne dass der 


Erwerber in alle schuldrechtlichen Verpflichtungen aus diesem Erbbaurechtsvertrag mit 


der Weiterübertragungsverpflichtung eingetreten ist, 


 


9. ein Ersteher in der Zwangsversteigerung anschließend nicht alle schuldrechtlichen 


Verpflichtungen aus dem Vertrag einschließlich der schuldrechtlichen Verpflichtungen 


aus dem Erbbauzins übernimmt oder 


 


10. wenn ein Ersteher in der Zwangsversteigerung nach Erlöschen der Erbbauzinsreallast 


nicht die Erbbauzinsreallast mit dem bisherigen Inhalt neu bestellt.  


 


 


§ 6 Entschädigung für Bauwerke bei Zeitablauf und Heimfall 


 


(1) Erlischt das Erbbaurecht durch Zeitablauf oder macht die Grundstückseigentümerin von 


ihrem Heimfallrecht Gebrauch, so gewährt die Grundstückseigentümerin der Erbbauberechtig-


ten für Bauwerke, die während der Laufzeit des Erbbaurechtsvertrages mit Baugenehmigung 


errichtet worden sind sowie für die technischen Anlagen eine Entschädigung in Höhe von     


75 % des Verkehrswertes, den sie bei Ablauf des Erbbaurechtes oder zum Zeitpunkt der Aus-


übung des Heimfallrechtes haben.  


 


(2) Übernimmt die Grundstückseigentümerin bei Zeitablauf oder Heimfall noch bestehende 


Belastungen des Erbbaurechts, so werden diese auf die Entschädigung angerechnet. 
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(3) Einigen sich die Vertragsparteien über die Entschädigungssumme nach Absatz 1 nicht, soll 


sie ein von der Industrie- und Handelskammer Braunschweig zu bestellender öffentlich verei-


digter Sachverständiger bindend festsetzen. Die Kosten eines Sachverständigengutachtens 


werden von den Vertragsparteien je zur Hälfte getragen. 


 


Hierbei handelt es sich um eine Schiedsgutachterklausel, d. h. die Vertragsschließenden sind 


sich einig, dass für die Festsetzung der Entschädigung der ordentliche Rechtsweg ausge-


schlossen sein soll. Einer besonderen Vereinbarung hinsichtlich dieser Schiedsgutachterklau-


sel bedarf es nicht. 


  


 


§ 7 Vertragsstrafen 


 


Sofern die Erbbauberechtigte mit der Zahlung des Erbbauzinses mehr als drei Monate in Ver-


zug gerät, wird eine Vertragsstrafe in Höhe von 500,00 € fällig. Für jeden weiteren Monat des 


Zahlungsverzuges erhöht sich die Vertragsstrafe auf 1.000,00 € je Quartal. 


 


 


§ 8 Zustimmungserfordernis zu Veräußerung und Belastung 


(Verfügungsbeschränkung) 


 


Die Erbbauberechtigte bedarf der Zustimmung  der Grundstückseigentümerin 


1. zur Veräußerung des Erbbaurechtes im Ganzen oder von ideellen oder realen Teilen   


 


2. zu jeder Belastung des Erbbaurechtes mit Grundpfandrechten, Dauerwohn- und Dau-


ernutzungsrechten und Reallasten sowie zu jeder Änderung des Inhaltes dieser Rech-


te, wenn die Änderung eine weitere Belastung des Erbbaurechts enthält.  


 


Die Zustimmung kann nur aus wichtigem Grund versagt werden. Ein wichtiger Grund liegt bei 


einer Veräußerung insbesondere dann vor, wenn der Erwerber nicht alle schuldrechtlichen 


Verpflichtungen aus dem Erbbaurechtsvertrag übernimmt und sich wegen der Zahlungsver-


pflichtungen aus dem Erbbaurechtsvertrag nicht der sofortigen Zwangsvollstreckung in sein 


gesamtes Vermögen unterwirft. 
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III. Erbbauzins und Anpassungsklausel 


 


§ 9 Erbbauzins 


 


(1) Für die Dauer der Belastung des Grundstückes mit dem Erbbaurecht hat der Erbbaube-


rechtigte einen jährlichen Erbbauzins von 17.000,- € (in Worten siebzehntausend €) zu zahlen.  


 


(2) Der Erbbauzins ist halbjährlich im Voraus und zwar am 1. Januar und am 1. Juli eines je-


den Jahres auf eines der Konten der Stadtkasse Braunschweig zu überweisen. Die erste Zah-


lung ist am 01.01.2015 fällig. 


 


(3) Der Erbbauzins ist im Grundbuch samt nachstehender Anpassungsklausel als Reallast 


einzutragen, und zwar an erster Stelle. Die Erbbauberechtigte darf den Erbbauzins nicht mit 


Gegenforderungen aufrechnen, es sei denn, es handelt sich um eine unbestrittene oder 


rechtskräftig festgestellte Forderung; ein Zurückbehaltungsrecht wird ausgeschlossen. Dies 


gilt, soweit nicht in diesem Vertrag etwas anderes geregelt ist. 


 


(4) Der Erbbauzins ist im Hinblick auf die lange Laufzeit des Erbbaurechts wertgesichert. Als 


Inhalt des Erbbauzinses vereinbaren die Vertragschließenden folgende Wertsicherung: 


 


Der Erbbauzins ändert sich ohne Weiteres beginnend mit dem auf den Vertragsabschluss 


folgenden 1. Januar jeweils nach Ablauf von 5 Jahren in demselben prozentualen Verhältnis, 


in dem sich der vom Statistischen Bundesamt ermittelte Verbraucherpreisindex für Deutsch-


land im gleichen Zeitraum in Prozenten nach oben oder unten verändert hat.  


 


Sollte die Klausel ganz oder teilweise unwirksam sein oder werden, verpflichten sich die Par-


teien, eine Klausel zu vereinbaren, die der ganz oder teilweise unwirksamen rechtlich und 


wirtschaftlich möglichst nahe kommt. 


 


Für die Kalenderjahre, in denen im Rahmen des Krematoriumsbetriebes nach § 3 Abs. 1  


des Vertrages mehr als 4.500 Kremierungen durchgeführt werden, erhält die Grundstücksei-


gentümerin von der Erbbauberechtigten einen zusätzlichen Erbbauzins für Kremierungen von 


mehr als 4.500 p. a. in folgender Höhe: 
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a) Von 4.501 bis 5.000 Kremierungen: 12,00 € pro Kremierung 


b) Von 5.001 bis 5.500 Kremierungen: Summe a) zuzügl. 14,00 € pro Kremierung 


c) Von 5.501 bis 6.000 Kremierungen: Summe b) zuzügl. 16,00 € pro Kremierung 


d) Von 6.001 bis 6.500 Kremierungen: Summe c) zuzügl. 18,00 € pro Kremierung 


e) Von 6.501 bis 7.000 Kremierungen: Summe d) zuzügl. 20,00 € pro Kremierung 


f) Mehr als 7.000 Kremierungen:         Summe e) zuzügl. 22,00 € pro Kremierung 


 


Innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf des jeweiligen Kalenderjahres hat ein von der Erb-


bauberechtigten beauftragter Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer, dem Einblick in die Bücher 


und Aufzeichnungen zu gewähren ist, die Zahl der durchgeführten Kremierungen zu bestäti-


gen / zu testieren. Eine Ausfertigung der Bestätigung / des Testats hat die Erbbauberechtigte 


der Grundstückseigentümerin unverzüglich zu überlassen. Der danach an die Grundstücksei-


gentümerin zu zahlende zusätzliche Erbbauzins wird einen Monat nach Zugang der Bestäti-


gung / des Testats bei der Grundstückseigentümerin fällig. Etwaige Unstimmigkeiten über die 


Anzahl der durchgeführten Kremierungen sind zwischen der Erbbauberechtigten und der 


Grundstückseigentümerin einvernehmlich abzustimmen. 


 


 (5) Als dinglicher Inhalt des Erbbauzinses wird weiter vereinbart, dass die Reallast abwei-


chend von § 52 Abs. 1 des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwal-


tung (ZVG) mit ihrem Hauptanspruch bestehen bleibt, wenn die Grundstückseigentümerin aus 


der Reallast oder der Inhaber eines im Range vorgehenden oder gleichstehenden dinglichen 


Rechts die Zwangsversteigerung des Erbbaurechts betreibt. 


 


(6) Hinsichtlich der laufenden und rückständigen Erbbauzinsforderungen ist die Grundstücks-


eigentümerin nach den Bestimmungen des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die 


Zwangsverwaltung zu befriedigen. 


 


 


§ 10 Zwangsvollstreckungsunterwerfung 


 


Die Erbbauberechtigte unterwirft sich wegen ihrer vertraglichen Verpflichtung zur Zahlung des 


Erbbauzinses in seiner wertgesicherten Form und der in § 10 Absatz 2 vereinbarten Nut-


zungsentschädigung sowie der persönlichen Verpflichtung aus § 1108 BGB der sofortigen 


Zwangsvollstreckung aus dieser Urkunde in ihr gesamtes Vermögen und wegen des dingli-


chen Erbbauzinses aus der Erbbauzinsreallast in seiner wertgesicherten Form in das Erbbau-


recht. 
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IV. Weitere Vereinbarungen 


 


§ 11 Besitzübergang, Nutzungsentschädigung 


 


(1) Übergabestichtag ist der 01.01.2015. Zu diesem Zeitpunkt gehen Besitz, Nutzungen, alle 


öffentlichen und privaten Abgaben und Lasten sowie die Verkehrssicherungspflicht des Erb-


baugrundstückes auf die Erbbauberechtigte über. 


 


(2) Vom Zeitpunkt des Übergabestichtages bis zum Zeitpunkt in dem das Erbbaurecht einge-


tragen ist, hat die Erbbauberechtigte eine Nutzungsentschädigung in Höhe des vereinbarten 


Erbbauzinses zu zahlen. 


 


§ 12 Vorkaufsrecht 


 


Die Erbbauberechtigte bestellt der Grundstückseigentümerin an dem Erbbaurecht ein dingli-


ches Vorkaufsrecht für alle Verkaufsfälle.  


 


§ 13 Nutzungsbeschränkungen und weitere dingliche Rechte 


 


 (1) Das Erbbaugrundstück darf ungeachtet der Vorschriften des öffentlichen Baurechts ohne 


Zustimmung der Stadt nicht genutzt werden für: 


 Gebrauchtwagenhandel, 


 Autoverwertung, 


 Einzelhandel, 


 Vergnügungsstätten, wie z. B. Spielhallen, Diskotheken, Videotheken, Betriebe mit 


Sexdarbietungen, 


 Gaststätten, Bars, 


 Sport- und Freizeiteinrichtungen. 


 


Die Erbbauberechtigte verpflichtet sich, eine entsprechende beschränkt persönliche Dienst-


barkeit im Erbbaugrundbuch eintragen zu lassen, und zwar im Rang nach dem Erbbauzins 


und dem Vorkaufsrecht (§12) zugunsten der Grundstückseigentümerin. 
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(2) Die Erbbauberechtigte gestattet der Grundstückseigentümerin  das jederzeitige, kostenlo-


se Begehen und Befahren auf der in Anlage 3 blau schraffiert dargestellten Hoffläche. Zur 


Sicherung dieser Zuwegung wird die Erbbauberechtigte der Grundstückseigentümerin ein 


Wegerecht einräumen. 


 


(3) Unmittelbar angrenzend an und evtl. teilweise auf dem Erbbaugrundstück befinden sich 


eine Ortsnetzstation sowie Nieder- und Mittelspannungskabel der Braunschweiger Versor-


gungs-AG & Co. KG. Diese Versorgungseinrichtungen dienen sowohl der öffentlichen Versor-


gung als auch der Versorgung der Nutzobjekte des Erbbaugrundstücks. Die Erbbauberechtig-


te verpflichtet sich, zur Sicherung der Station und der Leitungen nach Vermessung des Erb-


baugrundstücks im Rahmen der dinglichen Einigung (Auflassung) die Eintragung einer be-


schränkten persönlichen Dienstbarkeit im Erbbaugrundbuch an rangbereiter Stelle zugunsten 


der Braunschweiger Versorgungs-AG & Co. KG zu bewilligen und zu beantragen.  


 


(4) Die Braunschweiger Verkehrs-GmbH besitzt im Bereich der Straßenbahn-Wendeschleife 


am Krematorium Kabel, Versorgungsleitungen und Fahrleitungsmasten, die auch innerhalb 


der Flächen des Erbbaugrundstücks verlaufen. Diese Anlagen dienen dem Straßenbahnbe-


trieb und müssen dauerhaft betriebsfähig bleiben. Sie dürfen nicht überbaut oder bepflanzt 


werden und müssen jederzeit zum Zwecke der Unterhaltung oder Erneuerung zugänglich 


sein. Zu diesem Zweck muss das Erbbaugrundstück betreten, befahren und im erforderlichen 


Rahmen benutzt werden. Zur Sicherung dieser Anlagen des Straßenbahnbetriebs wird die 


Erbbauberechtige die Eintragung einer beschränkten persönlichen Dienstbarkeit folgenden 


Inhalts bewilligen und beantragen: 


 


„Die Braunschweiger Verkehrs-GmbH ist berechtigt, auf dem Grundstück der Gemarkung 


Altewiek, Flur 2, Flurstück 562/4 Stromleitungen und Fernmeldekabel nebst dem jeweiligen 


Zubehör in jeweiligen Schutzzonen (nachfolgend insgesamt „Leitungen“ genannt) in einem 


Schutzstreifen von 2,00 m Breite unterirdisch zu verlegen, dauernd zu betreiben, zu unterhal-


ten und zu erneuern. Die Beauftragten der Braunschweiger Verkehrs-GmbH sind berechtigt, 


das Grundstück zur Überwachung der Leitungen jederzeit im erforderlichen Umfang zu benut-


zen und zu betreten Der Schutzstreifen darf nicht überbaut oder mit Büschen, Sträuchern oder 


Gehölzen bepflanzt werden Die anliegenden Lagepläne Anlage 4 und Anlage 5 sind Be-


standteil dieser Eintragungsbewilligung und zeigen den Verlauf der genannten Schutzrohre 


auf dem Grundstück. die Ausübung der Rechte kann Dritten überlassen werden. 
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Die Braunschweiger Verkehrs-GmbH ist berechtigt, auf dem Grundstück der Gemarkung 


Altewiek, Flur 2, Flurstück 562/4 Fahrleitungsmaste einschließlich der erforderlichen Funda-


mente dauernd zu betreiben, zu unterhalten und zu erneuern, das Grundstück zur Überwa-


chung der Masten jederzeit im erforderlichen Umfang zu benutzen und zu betreten. Die Stand-


festigkeit der Fundamente darf nicht durch Tiefbaumaßnahmen beeinträchtigt werden. Der 


anliegende Lageplan Anlage 5 ist Bestandteil dieser Eintragungsbewilligung und zeigt die 


Standorte der genannten Masten. Die Ausübung der Rechte kann Dritten überlassen werden.“       


 


 


§ 14 Weitere schuldrechtliche Vereinbarungen 


 


Die Parteien vereinbaren weiterhin schuldrechtlich: 


 


a) Die Erbbauberechtigte bedarf der Zustimmung der Grundstückeigentümerin zur Ein-


tragung von Vormerkungen für zustimmungsbedürftige Belastungen. 


 


b) Die Erbbauberechtigte bedarf zu jeder Änderung des Nutzungszwecks der vorherigen 


Zustimmung der Grundstückseigentümerin 


 


c) Die Erbbauberechtigte bedarf für schuldrechtliche Rechtsgeschäfte über das Erbbau-


recht der vorherigen Zustimmung der Grundstückseigentümerin. Insbesondere bedarf 


die Vermietung oder die Verpachtung der aufgrund des Erbbaurechtes errichteten Ge-


bäude oder Teile derselben sowie Freiflächen der vorherigen schriftlichen Zustimmung 


der Grundstückseigentümerin. Die Zustimmung darf nur aus einem § 7 Erbbaurechts-


gesetz entsprechenden Grund versagt werden.  


 


d) Die Erbbauberechtigte hat bei der Übertragung des Erbbaurechtes den Erwerber in 


sämtliche Verpflichtungen und Rechte aus diesem Vertag eintreten zu lassen und ihn 


zu verpflichten, auch jeden weiteren Rechtsnachfolger in gleicher Weise zu binden. 


 
e) Die Erbbauberechtigte verpflichtet sich, vom Zeitpunkt des Besitzüberganges 5 Ein-


stellplätze dauerhaft zur Verfügung zu stellen. Diese Einstellplätze befinden sich auf 


dem Erbbaugrundstück unmittelbar vor dem südlich angrenzenden Verwaltungsgebäu-


de (s. Anlage 1). 
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§ 15 Zustand des Grundstücks, Gewährleistung  


 


(1) Der Zustand des Grundstücks ist der Erbbauberechtigten bekannt. Die Grundstückseigen-


tümerin wird der Erbbauberechtigten das Erbbaugrundstück nebst wesentlichen Bestandteilen 


am Übergabestichtag in dem Zustand übergeben, in dem es sich zu diesem Zeitpunkt befin-


det. Die Grundstückseigentümerin haftet nicht für Sachmängel gleich welcher Art, insbesonde-


re nicht für Bodenbeschaffenheit, die Richtigkeit des angegebenen Flächenmaßes und für die 


Ausnutzbarkeit des Erbbaugrundstücks für die Zwecke der Erbbauberechtigten. Verdeckte 


Mängel am Erbbaugrundstück, insbesondere Kontaminationen oder Altlasten sind der Grund-


stückseigentümerin nicht bekannt. 


 


(2) Die Grundstückseigentümerin übernimmt keine Haftung dafür, dass das Grundstück für die 


Errichtung der beabsichtigten Bauwerke und sonstigen Anlagen geeignet ist und dass die 


notwendigen behördlichen Genehmigungen erteilt werden. 


 


 


§ 16 Verkehrssicherungspflicht, Haftung 


 


(1) Die Erbbauberechtigte stellt die Grundstückseigentümerin vom Zeitpunkt des Besitzüber-


ganges nach diesem Vertrag bis zum Ende des Erbbaurechts von allen Schadenersatzan-


sprüchen frei, welche gegen die Letztere in ihrer Eigenschaft als Grundstückseigentümerin 


geltend gemacht werden. Die Erbbauberechtigte haftet für die Verkehrssicherheit des Erbbau-


grundstücks und der Gebäude und Anlagen. Er hat in diesem Zusammenhang die der Grund-


stückseigentümerin auferlegten ordnungsbehördlichen Pflichten zu erfüllen. 


 


(2) Die Erbbauberechtigte stellt die Grundstückseigentümerin weiterhin von allen Ansprüchen 


Dritter frei, die auf einer Verletzung der Bestimmungen des Erbbaurechtsvertrages beruhen. 


 


 


§ 17 Ergänzende Bestimmungen  


 


(1) Die Beschaffung aller erforderlichen ordnungsbehördlichen Genehmigungen im Zusam-


menhang mit den Bauwerken und der Nutzung ist Sache der Erbbauberechtigten. Dazu gehört 


die Baugenehmigung sowie jede weitere ggf. erforderliche Genehmigung. 
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(2) Der Erbbauberechtigte verpflichtet sich, das Erbbaugrundstück einschließlich der darauf 


errichteten Bauwerke, Einfriedungen und sonstigen Anlagen auf seine Kosten in einem stets 


ordnungsgemäßen Zustand zu erhalten und Entwertungen zu verhindern. Entspricht der Erb-


bauberechtigte dieser Verpflichtung auf Mahnung innerhalb einer angemessenen Frist nicht 


oder nur ungenügend, so ist die Grundstückseigentümerin berechtigt, die erforderlichen Arbei-


ten auf Kosten des Erbbauberechtigten vornehmen zu lassen. 


 


 


§ 18 Inhalt des Erbbaurechts, salvatorische Klausel 


 


(1) Die unter Ziffer II. dieses Vertrages getroffenen Vereinbarungen gelten als Inhalt des 


Erbbaurechtes. Soweit in den vorstehenden Bestimmungen keine Sonderabreden getroffen 


sind, finden die Vorschriften des Gesetzes über das Erbbaurecht vom 15.01.1919 (Reichsge-


setzblatt S. 72) in seiner heutigen Fassung einschließlich künftiger Änderungen und Ersatzre-


gelungen Anwendung. 


 


(2) Durch die Ungültigkeit einer oder mehrerer Bestimmungen dieses Vertrages wird die Gül-


tigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Die Vertragsparteien verpflichten sich, anstel-


le der unwirksamen Bestimmung eine Regelung zu vereinbaren, die dem Willen und dem wirt-


schaftlichen Interesse der Vertragsparteien nach dem gesamten Vertrag am nächsten kommt. 


 


§ 19 Kosten 


 


Alle jetzt und in Zukunft aus diesem Vertrag und seiner Durchführung entstehenden Kosten 


und Abgaben aller Art, auch soweit sie auf neue gesetzliche Bestimmungen zurückzuführen 


sind, z. B. die Kosten der Beurkundung, die Kosten der Vermessung, die Kosten der Eintra-


gungen im Grundbuch bzw. im Erbbaugrundbuch, die Kosten für die Durchführung des Heim-


fallrechtes und die Löschung sowie etwaige Grunderwerbsteuer, trägt die Erbbauberechtigte. 


 


 


§ 20 Erfüllungsort, Gerichtsstand und Schriftform 


 


(1) Erfüllungsort für alle Verpflichtungen aus diesem Vertrage und Gerichtsstand ist für beide 


Vertragsparteien Braunschweig. 


 


(2) Änderungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform, es sei denn, dass strengere Form-


vorschriften zu beachten sind. Nebenabreden außerhalb dieses Vertrages bestehen nicht. 
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§ 21 Vermessung, dingliche Einigung, Grundbucheintragungen 


 


(1) Die dingliche Einigung soll erfolgen, sobald die katasteramtlichen Vermessungsunterlagen 


vorliegen.  


 


(2) Die Vermessung wird die Erbbauberechtigte auf eigene Kosten beantragen und durchfüh-


ren bzw. durchführen lassen.  


 


(3) Nach Vorliegen der katasteramtlichen Vermessungsunterlagen soll die Anlage eines neuen 


Grundbuches mit folgenden Eintragungen im Grundstücksgrundbuch bewilligt und beantragt 


werden: 


- noch formulieren nach Vertragsunterzeichnung – 


 


 


§ 22 Notar 


 


Der Notar wird mit der Durchführung dieses Vertrages beauftragt, holt die für die Wirksamkeit 


und den Vollzug dieser Urkunde erforderlichen Erklärungen ein und nimmt sie mit Wirkung für 


alle Beteiligten entgegen. 


 


 


V. Vereinbarungen zum Betrieb des Krematoriums 


 
 
§ 23 Zweite Leichenschau 


 


 


(1) Die zweite Leichenschau vor einer Einäscherung ist gem. § 12 Abs. 2 des Niedersächsi-


schen Bestattungsgesetzes (BestattG) von einer Ärztin oder einem Arzt durchzuführen, die 


oder der von der unteren Gesundheitsbehörde, also dem städtischen Gesundheitsamt, hierfür 


ermächtigt worden ist oder dieser Behörde angehört.  


 


(2) In Braunschweig wird eine Ermächtigung für Dritte nicht erteilt. Die Erbbauberechtigte wird 


daher für in Braunschweig zu kremierende Personen die erforderliche zweite Leichenschau 


ausschließlich durch eine Ärztin oder einen Arzt des städtischen Gesundheitsamtes durchfüh-


ren lassen. 
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(3) Die Termine für die zweite Leichenschau sind zwischen der Erbbauberechtigten und der 


Grundstückseigentümerin einvernehmlich festzulegen.  


 


(4) Die zu erhebenden Gebühren für die zweite Leichenschau werden zwischen der Stadt 


Braunschweig und dem zuständigen Bestatter oder den Angehörigen abgerechnet. 


 


(5) Eine Erhöhung der Verwaltungsgebühr für die zweite Leichenschau kann nur im Beneh-


men mit der Erbbauberechtigten vorgenommen werden. In den ersten fünf Jahren der Ver-


tragsdauer bedarf eine Gebührenerhöhung der Zustimmung der Erbbauberechtigten, soweit 


die Gebührenerhöhung nicht auf einer zwingenden landesrechtlichen Bestimmung beruht. 


 


 


§ 24 Nutzung der Kühlräume durch die Stadt 


Im  Katastrophenfall hat die Erbbauberechtigte der Grundstückseigentümerin auf ihr Verlan-


gen die freien Kapazitäten in seinen Kühlräumen unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. 


 


 


 


 


 


 


 


Braunschweig, den …. 


 


 


I.V.  


 


 


 


 


_____________________________                                   __________________________ 


(Stadt Braunschweig)                                                           (Unterschrift BIEGE)              








Planrechnung bei Weiterbetrieb des Krematoriums durch Private :
(mit Investitionen durch die Stadt in Feierhallen, Verwaltungsgebäude in Höhe von 172 T€)


Jahr Kosten-, Preis- 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 2037 2038 2039 2040 2041 2042 2043


Anzahl der Jahre steigerung 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 24 25 26 27 28 29
Abzinsung gem. § 253 Abs. 2 HGB 3,01 3,11 3,28 3,46 3,64 3,81 3,96 4,10 4,22 4,32 4,42 4,51 4,58 4,64 4,70 4,72 4,74 4,75 4,77 4,78 4,77 4,76 4,75 4,74 4,73 4,70 4,69 4,67 4,65


Abzinsung gem. § 253 Abs. 2 HGB abzgl. Abschlag von 0,5% 2,51 2,61 2,78 2,96 3,14 3,31 3,46 3,60 3,72 3,82 3,92 4,01 4,08 4,14 4,20 4,22 4,24 4,25 4,27 4,28 4,27 4,26 4,25 4,24 4,23 4,20 4,19 4,17 4,15


Festbetrag Erbbauszins (inkl. Indice x% nach je 5 J.) 1,0% 579.634 17.000 17.000 17.000 17.000 17.000 17.867 17.867 17.867 17.867 17.867 18.779 18.779 18.779 18.779 18.779 19.736 19.736 19.736 19.736 19.736 20.743 20.743 20.743 20.743 20.743 21.801 21.801 21.801 21.801


variabler Ertrag geschätzte Anzahl 4.000 4.500 4.500 5.000 5.000 5.000 5.500 5.500 5.500 6.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000


der Kremierungen € pro Mehrmenge


kumuliert: 4.500 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0


5.000 500 12 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000 6.000


5.500 500 14 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000 7.000


6.000 500 16 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000


6.500 500 18 9.000 9.000 9.000 9.000 9.000 9.000 9.000 9.000 9.000 9.000 9.000 9.000 9.000 9.000 9.000 9.000 9.000 9.000 9.000


7.000 500 20 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000


> 7000 0 22


Summe variable Vergütung 30 J. 878.000 0 0 0 6.000 6.000 6.000 13.000 13.000 13.000 21.000 40.000 40.000 40.000 40.000 40.000 40.000 40.000 40.000 40.000 40.000 40.000 40.000 40.000 40.000 40.000 40.000 40.000 40.000 40.000


A. Gesamtvergütung vor Abzinsung 1.457.634 17.000 17.000 17.000 23.000 23.000 23.867 30.867 30.867 30.867 38.867 58.779 58.779 58.779 58.779 58.779 59.736 59.736 59.736 59.736 59.736 60.743 60.743 60.743 60.743 60.743 61.801 61.801 61.801 61.801


B. Erträge aus der Nutzung der Feierhallen 237.000 6.000 7.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000 8.000


Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen


Instandhaltungskosten Feierhalle, Verwaltungsgebäude 1,0% -5.000 -5.050 -5.101 -5.152 -5.203 -5.255 -5.308 -5.361 -5.414 -5.468 -5.523 -5.578 -5.634 -5.690 -5.747 -5.805 -5.863 -5.922 -5.981 -6.041 -6.101 -6.162 -6.224 -6.286 -6.349 -6.412 -6.476 -6.541 -6.606


Personalaufwand (Umlagen aus Endkostenstellen) 1,0% -92.667 -46.797 -5.050 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0


Umlagen aus interner Leistungsverrechnung Stadt 1,0% -62.667 -31.647 -5.050 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0


Sonstige ordentliche Aufwendungen


Energiekosten Feierhalle, Verwaltungsgebäude 2,0% -2.000 -2.040 -2.081 -2.122 -2.165 -2.208 -2.252 -2.297 -2.343 -2.390 -2.438 -2.487 -2.536 -2.587 -2.639 -2.692 -2.746 -2.800 -2.856 -2.914 -2.972 -3.031 -3.092 -3.154 -3.217 -3.281 -3.347 -3.414 -3.482


Remanenzkosten von 15 T€ -15.000 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0


AfA gesamt (ohne außerplanmäßige AfA) (inkl. Neuinvestitionen von 172 T€)) -28.758 -11.302 -7.183 -7.183 -7.183 -7.183 -7.183 -7.183 -7.183 -7.183 -7.183 -7.183 -7.183 -7.183 -7.183 -7.183 -7.183 -7.183 -7.183 -7.183 -7.183 -7.183 -7.183 -7.183 -7.183 -7.183 -7.183 -7.183 -7.183


Zinsaufwendungen Feierhalle, Verwaltungsgebäude (Neuinvestitionen von 172 T€) -3.705 -3.631 -3.557 -3.483 -3.409 -3.335 -3.261 -3.187 -3.113 -3.039 -2.965 -2.891 -2.817 -2.743 -2.669 -2.595 -2.521 -2.447 -2.373 -2.299 -2.225 -2.151 -2.077 -2.003 -1.929 -1.855 -1.781 -1.707 -1.633


C. Summe Aufwendungen -209.796 -100.466 -28.021 -17.940 -17.960 -17.981 -18.004 -18.028 -18.054 -18.081 -18.109 -18.139 -18.171 -18.204 -18.238 -18.275 -18.312 -18.352 -18.393 -18.436 -18.481 -18.527 -18.576 -18.626 -18.678 -18.731 -18.787 -18.845 -18.905


D. Jahresergebnis vor Abzinsung (A.+B.+C.) -186.796 -76.466 -3.021 13.060 13.040 13.886 20.863 20.839 20.814 28.787 48.669 48.639 48.608 48.575 48.540 49.462 49.424 49.384 49.343 49.300 50.262 50.216 50.168 50.118 50.066 51.070 51.014 50.957 50.897


Abzinsungsfaktor 1,0251 1,0529 1,0857 1,1238 1,1672 1,2158 1,2688 1,3270 1,3892 1,4548 1,5265 1,6029 1,6818 1,7646 1,8536 1,9374 2,0257 2,1153 2,2132 2,3122 2,4063 2,5037 2,6047 2,7091 2,8172 2,9145 3,0290 3,1390 3,2518


E. Barwert Jahresergebnis (D.) 283.060 -182.223 -72.626 -2.783 11.622 11.172 11.421 16.443 15.704 14.982 19.787 31.884 30.345 28.902 27.527 26.187 25.530 24.398 23.346 22.295 21.322 20.888 20.056 19.261 18.500 17.771 17.523 16.842 16.233 15.652


kumulierter Barwert -182.223 -254.848 -257.631 -246.009 -234.837 -223.415 -206.973 -191.269 -176.287 -156.500 -124.616 -94.271 -65.369 -37.841 -11.654 13.876 38.274 61.620 83.915 105.237 126.125 146.181 165.442 183.942 201.713 219.236 236.078 252.311 267.963


NACHRICHTLICH: Mehrertrag aus der zweiten Leichenschau


Gebührensatz (inkl. Indice von x% ab 2021) 1,0% 53 53 53 53 53 53 53,53 54,07 54,61 55,15 55,70 56,26 56,82 57,39 57,97 58,54 59,13 59,72 60,32 60,92 61,53 62,15 62,77 63,40 64,03 64,67 65,32 65,97 66,63


Anzahl anteilig von der geschätzten Menge: 95% 3.800 4.275 4.275 4.750 4.750 4.750 5.225 5.225 5.225 5.700 6.650 6.650 6.650 6.650 6.650 6.650 6.650 6.650 6.650 6.650 6.650 6.650 6.650 6.650 6.650 6.650 6.650 6.650 6.650


Ertrag 201.400 226.575 226.575 251.750 251.750 251.750 279.694 282.491 285.316 314.366 370.428 374.133 377.874 381.653 385.469 389.324 393.217 397.149 401.121 405.132 409.184 413.275 417.408 421.582 425.798 430.056 434.357 438.700 443.087


abzgl. Ertrag bei ca. 3.000 Kremierungen 159.000 159.000 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0


"Mehr-Ertrag" (Vorgabe: ab 2017 in % vom Ertrag) 6% 42.400 67.575 13.595 15.105 15.105 15.105 16.782 16.949 17.119 18.862 22.226 22.448 22.672 22.899 23.128 23.359 23.593 23.829 24.067 24.308 24.551 24.797 25.044 25.295 25.548 25.803 26.061 26.322 26.585


F. Barwert "Mehrertrag aus zweiter Leichenschau" 422.134 41.362 64.181 12.521 13.441 12.942 12.424 13.226 12.773 12.323 12.965 14.560 14.005 13.481 12.977 12.477 12.057 11.647 11.265 10.874 10.513 10.203 9.904 9.615 9.337 9.069 8.854 8.604 8.385 8.176


kumulierter Barwert 41.362 105.543 118.064 131.505 144.447 156.871 170.097 182.869 195.192 208.158 222.718 236.722 250.203 263.180 275.658 287.715 299.362 310.627 321.501 332.014 342.217 352.121 361.736 371.073 380.142 388.995 397.599 405.984 414.160


G. Gesamtbarwert (E.+F.) 705.194 -140.861 -8.445 9.738 25.063 24.114 23.846 29.669 28.476 27.305 32.752 46.444 44.350 42.383 40.504 38.664 37.587 36.045 34.612 33.169 31.835 31.091 29.960 28.876 27.837 26.840 26.376 25.446 24.619 23.828


kumulierter Barwert -140.861 -149.305 -139.567 -114.504 -90.390 -66.545 -36.876 -8.400 18.906 51.658 98.102 142.451 184.835 225.339 264.004 301.591 337.636 372.247 405.416 437.251 468.342 498.302 527.178 555.015 581.855 608.231 633.677 658.295 682.123


H. Liquidität (Jahresergebnis zzgl. Abschreibungen, inkl. zweite Leichenschau) -115.638 2.411 17.756 35.348 35.328 36.174 44.828 44.972 45.116 54.832 78.078 78.270 78.463 78.657 78.851 80.004 80.200 80.396 80.594 80.791 81.996 82.195 82.395 82.596 82.797 84.056 84.259 84.462 84.665


Kredittilgungen in Höhe der jährlichen Abschreibungen auf die Neuinvestition -3.446 -3.446 -3.446 -3.446 -3.446 -3.446 -3.446 -3.446 -3.446 -3.446 -3.446 -3.446 -3.446 -3.446 -3.446 -3.446 -3.446 -3.446 -3.446 -3.446 -3.446 -3.446 -3.446 -3.446 -3.446 -3.446 -3.446 -3.446 -3.446


Barwert 794.543 -116.169 -983 13.180 28.389 27.316 26.919 32.614 31.292 29.995 35.321 48.892 46.681 44.605 42.622 40.681 39.516 37.889 36.378 34.857 33.451 32.644 31.453 30.311 29.216 28.166 27.659 26.679 25.809 24.977


kumulierter Barwert -116.169 -117.152 -103.972 -75.583 -48.267 -21.348 11.266 42.558 72.554 107.875 156.766 203.448 248.053 290.675 331.356 370.872 408.761 445.139 479.997 513.448 546.092 577.545 607.855 637.072 665.238 692.897 719.576 745.385 770.362







Planrechnung bei Weiterbetrieb des Krematoriums durch die Stadt Braunschweig:
(mit Investitionen in 2015 in das Ofenhaus, Schornstein, Verbrennungsgebäude, Feierhallen, Verwaltungsgebäude in Höhe von insgesamt 1.272 T€ sowie Reinvestition in 2030 in das Ofenhaus (1.040 T€))


Jahr Kosten-, Preis- 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 2037 2038 2039 2040 2041 2042 2043 2044


Anzahl der Jahre steigerung 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 24 25 26 27 28 29 30


Abzinsung gem. § 253 Abs. 2 HGB 3,01 3,11 3,28 3,46 3,64 3,81 3,96 4,10 4,22 4,32 4,42 4,51 4,58 4,64 4,70 4,72 4,74 4,75 4,77 4,78 4,77 4,76 4,75 4,74 4,73 4,70 4,69 4,67 4,65 4,63


Abzinsung gem. § 253 Abs. 2 HGB abzgl. Abschlag von 0,5% 2,51 2,61 2,78 2,96 3,14 3,31 3,46 3,60 3,72 3,82 3,92 4,01 4,08 4,14 4,20 4,22 4,24 4,25 4,27 4,28 4,27 4,26 4,25 4,24 4,23 4,20 4,19 4,17 4,15 4,13


geschätzte Anzahl der Kremierungen 3.300 3.500 3.800 4.000 4.200 4.500 4.500 4.200 4.000 3.800 3.700 3.500 3.300 3.000 3.000 3.500 3.800 4.000 4.200 4.500 4.000 3.500 3.300 3.000 3.000 3.000 3.000 3.000 3.000 3.000


Gebührensatzerhöhung (Basis: 2011/2012) in % nach je 5 Jahren 1,0% 214 214 214 205 196 190 190 205 215 220 222 230 230 230 230 232 232 232 232 232 235 235 235 235 235 237 237 237 237 237


A.+B. Erträge (inkl. Erträge Feierhallen) 706.992 749.840 814.112 820.000 823.200 855.000 855.000 861.000 860.000 836.000 822.140 805.000 759.000 690.000 690.000 813.050 882.740 929.200 975.660 1.045.350 938.492 821.181 774.256 703.869 703.869 710.908 710.908 710.908 710.908 710.908


Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen


Instandhaltung Gebäude und Anlagen 5,0% -26.000 -27.300 -28.665 -30.098 -31.603 -33.183 -34.842 -36.585 -38.414 -40.335 -42.351 -44.469 -46.692 -49.027 -51.478 -30.185 -31.694 -33.279 -34.943 -36.690 -38.525 -40.451 -42.474 -44.597 -46.827 -49.168 -51.627 -54.208 -56.919 -59.765


Aufwendungen für Sachleistungen 1,0% -26.000 -26.260 -26.523 -26.788 -27.056 -27.326 -27.600 -27.876 -28.154 -28.436 -28.720 -29.007 -29.297 -29.590 -29.886 -30.185 -30.487 -30.792 -31.100 -31.411 -31.725 -32.042 -32.363 -32.686 -33.013 -33.343 -33.677 -34.013 -34.354 -34.697


Verwaltungs- und Betriebsbaufwendungen 1,0% -19.000 -19.190 -19.382 -19.576 -19.771 -19.969 -20.169 -20.371 -20.574 -20.780 -20.988 -21.198 -21.410 -21.624 -21.840 -22.058 -22.279 -22.502 -22.727 -22.954 -23.184 -23.415 -23.650 -23.886 -24.125 -24.366 -24.610 -24.856 -25.105 -25.356


Übrige 1,0% -15.000 -15.150 -15.302 -15.455 -15.609 -15.765 -15.923 -16.082 -16.243 -16.405 -16.569 -16.735 -16.902 -17.071 -17.242 -17.415 -17.589 -17.765 -17.942 -18.122 -18.303 -18.486 -18.671 -18.857 -19.046 -19.236 -19.429 -19.623 -19.819 -20.018


Personalaufwand


Personalkostenverrechnung (fünf operative Mitarbeiter) 1,0% -280.000 -282.800 -285.628 -288.484 -291.369 -294.283 -297.226 -300.198 -303.200 -306.232 -309.294 -312.387 -315.511 -318.666 -321.853 -325.071 -328.322 -331.605 -334.921 -338.271 -341.653 -345.070 -348.520 -352.006 -355.526 -359.081 -362.672 -366.298 -369.961 -373.661


Umlagen aus Endkostenstellen und Vorleistungen 1,0% -139.000 -140.390 -141.794 -143.212 -144.644 -146.090 -147.551 -149.027 -150.517 -152.022 -153.542 -155.078 -156.629 -158.195 -159.777 -161.375 -162.988 -164.618 -166.264 -167.927 -169.606 -171.302 -173.016 -174.746 -176.493 -178.258 -180.041 -181.841 -183.659 -185.496


Umlagen aus interner Leistungsbeziehung (Stadt) 1,0% -94.000 -94.940 -95.889 -96.848 -97.817 -98.795 -99.783 -100.781 -101.789 -102.806 -103.834 -104.873 -105.922 -106.981 -108.051 -109.131 -110.222 -111.325 -112.438 -113.562 -114.698 -115.845 -117.003 -118.173 -119.355 -120.549 -121.754 -122.972 -124.201 -125.443


Sonstige ordentliche Aufwendungen


Betriebs- und Servicekosten (inkl. Energie) 2,0% -87.000 -88.740 -90.515 -92.325 -94.172 -96.055 -97.976 -99.936 -101.934 -103.973 -106.053 -108.174 -110.337 -112.544 -114.795 -117.091 -119.432 -121.821 -124.257 -126.743 -129.277 -131.863 -134.500 -137.190 -139.934 -142.733 -145.587 -148.499 -151.469 -154.498


Übrige (inkl. Remanenzkosten von insgesamt 4 T€) 1,0% -12.300 -8.123 -8.204 -8.286 -8.369 -8.453 -8.537 -8.623 -8.709 -8.796 -8.884 -8.973 -9.063 -9.153 -9.245 -9.337 -9.431 -9.525 -9.620 -9.716 -9.813 -9.912 -10.011 -10.111 -10.212 -10.314 -10.417 -10.521 -10.627 -10.733


AfA gesamt (ohne außerplanmäßige AfA) -97.408 -79.952 -75.833 -75.833 -75.833 -75.833 -75.833 -75.833 -75.833 -75.833 -75.833 -75.833 -75.833 -75.833 -75.833 -85.448 -85.448 -85.448 -85.448 -85.448 -85.448 -85.448 -85.448 -85.448 -85.448 -85.448 -85.448 -83.126 -83.126 -83.126


Zinsaufwendungen gesamt -27.349 -25.904 -24.459 -23.014 -21.569 -20.124 -18.679 -17.234 -15.789 -14.344 -12.899 -11.454 -10.009 -8.564 -7.119 -42.076 -39.488 -36.900 -34.312 -31.724 -29.136 -26.548 -23.960 -21.372 -18.784 -16.196 -13.608 -11.020 -8.432 -5.844


C. Summe Aufwendungen -823.057 -808.749 -812.193 -819.919 -827.812 -835.877 -844.119 -852.544 -861.156 -869.962 -878.968 -888.180 -897.605 -907.248 -917.118 -949.372 -957.381 -965.579 -973.973 -982.568 -991.369 -1.000.382 -1.009.615 -1.019.073 -1.028.763 -1.038.693 -1.048.869 -1.056.978 -1.067.672 -1.078.637


D. Jahresergebnis vor Abzinsung (A.+B.+C.) -116.065 -58.909 1.919 81 -4.612 19.123 10.881 8.456 -1.156 -33.962 -56.828 -83.180 -138.605 -217.248 -227.118 -136.322 -74.641 -36.379 1.687 62.782 -52.877 -179.202 -235.359 -315.204 -324.894 -327.785 -337.962 -346.071 -356.764 -367.729


Abzinsungsfaktor 1,0251 1,0529 1,0857 1,1238 1,1672 1,2158 1,2688 1,3270 1,3892 1,4548 1,5265 1,6029 1,6818 1,7646 1,8536 1,9374 2,0257 2,1153 2,2132 2,3122 2,4063 2,5037 2,6047 2,7091 2,8172 2,9145 3,0290 3,1390 3,2518 3,3673


E. Barwert Jahresergebnis (D.) -1.647.254 -113.223 -55.950 1.767 72 -3.951 15.729 8.576 6.373 -832 -23.345 -37.228 -51.894 -82.414 -123.115 -122.528 -70.364 -36.846 -17.198 762 27.153 -21.974 -71.574 -90.361 -116.350 -115.325 -112.468 -111.574 -110.248 -109.714 -109.207


kumulierter Barwert -113.223 -169.173 -167.406 -167.334 -171.286 -155.557 -146.981 -140.609 -141.441 -164.785 -202.014 -253.908 -336.322 -459.437 -581.965 -652.329 -689.175 -706.374 -705.612 -678.459 -700.433 -772.006 -862.367 -978.717 -1.094.042 -1.206.510 -1.318.085 -1.428.332 -1.538.047 -1.647.254


NACHRICHTLICH: Mehrertrag aus der zweiten Leichenschau


Gebührensatz ab 2017 in € (Indice von x% ab 2021) 1,0% 53 53 53 53 53 53 53,53 54,07 54,61 55,15 55,70 56,26 56,82 57,39 57,97 58,54 59,13 59,72 60,32 60,92 61,53 62,15 62,77 63,40 64,03 64,67 65,32 65,97 66,63 67,30


Ertrag 174.900 185.500 201.400 212.000 222.600 238.500 240.885 227.074 218.424 209.578 206.103 196.912 187.516 172.174 173.896 204.907 224.696 238.887 253.340 274.150 246.125 217.513 207.135 190.187 192.089 194.010 195.950 197.910 199.889 201.888


abzgl. Ertrag bei ca. 3.000 Kremierungen 159.000 159.000 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0


"Mehr-Ertrag" (Vorgabe: ab 2017 in % vom Ertrag) 6% 15.900 26.500 12.084 12.720 13.356 14.310 14.453 13.624 13.105 12.575 12.366 11.815 11.251 10.330 10.434 12.294 13.482 14.333 15.200 16.449 14.768 13.051 12.428 11.411 11.525 11.641 11.757 11.875 11.993 12.113


F. Barwert "Mehrertrag aus zweiter Leichenschau" 236.849 15.511 25.169 11.130 11.319 11.443 11.770 11.391 10.267 9.434 8.643 8.101 7.371 6.690 5.854 5.629 6.346 6.655 6.776 6.868 7.114 6.137 5.213 4.772 4.212 4.091 3.994 3.881 3.783 3.688 3.597


kumulierter Barwert 15.511 40.680 51.809 63.129 74.572 86.342 97.733 108.000 117.433 126.077 134.178 141.549 148.239 154.093 159.722 166.068 172.723 179.499 186.367 193.481 199.618 204.831 209.602 213.814 217.905 221.899 225.781 229.564 233.252 236.849


G. Gesamtbarwert (E.+F.) -1.410.404 -97.712 -30.781 12.897 11.391 7.492 27.499 19.966 16.639 8.602 -14.701 -29.127 -44.523 -75.725 -117.261 -116.899 -64.018 -30.191 -10.422 7.630 34.267 -15.837 -66.361 -85.590 -112.138 -111.234 -108.474 -107.693 -106.465 -106.026 -105.610


kumulierter Barwert -97.712 -128.494 -115.597 -104.206 -96.714 -69.215 -49.248 -32.609 -24.007 -38.708 -67.836 -112.359 -188.084 -305.344 -422.243 -486.261 -516.452 -526.875 -519.245 -484.978 -500.815 -567.176 -652.765 -764.903 -876.137 -984.611 -1.092.304 -1.198.769 -1.304.794 -1.410.404


H. Liquidität (Jahresergebnis zuzgl. Abschreibungen, inkl. zweite Leichenschau) -2.757 47.543 89.836 88.634 84.577 109.266 101.167 97.914 87.782 54.445 31.371 4.468 -51.521 -131.085 -140.852 -38.580 24.289 63.402 102.335 164.679 47.339 -80.703 -137.483 -218.345 -227.921 -230.697 -240.757 -251.070 -261.645 -272.490


Kredittilgungen in Höhe der jährlichen Abschreibungen auf die Neuinvestition -67.248 -67.248 -67.248 -67.248 -67.248 -67.248 -67.248 -67.248 -67.248 -67.248 -67.248 -67.248 -67.248 -67.248 -67.248 -76.863 -76.863 -76.863 -76.863 -76.863 -76.863 -76.863 -76.863 -76.863 -76.863 -76.863 -76.863 -76.863 -76.863 -76.863


Barwert -1.239.666 -68.291 -18.715 20.804 19.031 14.847 34.561 26.732 23.109 14.782 -8.800 -23.503 -39.167 -70.620 -112.395 -112.268 -59.587 -25.953 -6.364 11.509 37.980 -12.270 -62.932 -82.293 -108.969 -108.187 -105.528 -104.859 -104.470 -104.100 -103.750


kumulierter Barwert -68.291 -87.006 -66.202 -47.172 -32.325 2.236 28.968 52.077 66.859 58.059 34.555 -4.612 -75.232 -187.627 -299.895 -359.482 -385.435 -391.799 -380.290 -342.310 -354.579 -417.511 -499.805 -608.773 -716.960 -822.488 -927.347 -1.031.817 -1.135.916 -1.239.666
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1. Fall: Privatisierung (Verkauf) des Krematoriums (ab 2015) 


Annahmen für die Planerträge: 


 Festbetrag: Erbbauzins gemäß Vertragsangebot:  


 17 T€ p.a., Wertsicherungsklausel (jeweils nach Ablauf von fünf Jahren) 


vereinbart (geschätzt: 1 %) 


 Variable Vergütung:  


 ab einer Anzahl von Einäscherungen von mehr als 4.500: 


- gestaffelte Gebühr ab 12 € pro Mehreinäscherung (bis zu 22 € gemäß 
Vertragsangebot)  
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1. Fall: Privatisierung (Verkauf) des Krematoriums (ab 2015) 


Berücksichtigung der Mehrerträge aus der zweiten 


Leichenschau: 


 Gebührensatz der z. Zt. geltenden 53 € bei einer Menge von 95 % der 


jeweils geschätzten Anzahl von Einäscherungen, beginnend mit 4.000 


Einäscherungen in 2015 


 ab 2017: Ansatz eines 6%igen Mehrertrags (bezogen auf den Ertrag) 


 ab 2021: Ansatz einer Preissteigerung der Gebühr von 1 % p. a. 


Abzinsung der Erträge/Aufwendungen mit dem Zinssatz gem.      


§ 253 Abs. 2 HGB abzgl. eines Abschlages von 0,5% aufgrund 


des z. Zt. bestehenden Zinsklimas 
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1. Fall: Privatisierung (Verkauf) des Krematoriums (ab 2015) 


Annahmen für die Planaufwendungen: 


 Instandhaltungsaufwendungen: 


 betrifft Feierhallen und Verwaltungsgebäude 


 nach Neuinvestition von 172 T€: Ansatz von 5 T€ p. a. 


 geschätzte Preissteigerung von 1 % p. a. 


 Personalaufwendungen, Umlagen, interne Leistungsverrechnung 


der Stadt: 


 Es fallen keine Einzelkosten an => daher: Verrechnung von 


Gemeinkosten nur in einem beschränktem Maße (bis 2017) zurechenbar 


 Diese Kosten werden zum Teil in andere Bereiche verlagert und in diesen 


über die Gebührenberechnungen wieder amortisiert 


 geschätzte Preissteigerung von 1 % p. a. 
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1. Fall: Privatisierung (Verkauf) des Krematoriums (ab 2015) 


 Energieaufwendungen: 


 betrifft Feierhallen und Verwaltungsgebäude 


 nach Neuinvestition von 172 T€: Ansatz von 2 T€ p. a. 


 geschätzte Preissteigerung von 2 % p. a. 


 Remanenzkosten:  


 nach Berechnung durch die Stadt: 15 T€, in voller Höhe in 2015 


angesetzt 


 Abschreibungen:  


 betreffen sowohl die Altabschreibungen der bestehenden Restbuchwerte 


als auch die der Neuinvestitionen 


 Nutzungsdauer: 50 Jahre 


 Zinsaufwendungen:  


 betreffen die Neuinvestitionen 
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2. Fall: Weiterbetrieb des Krematoriums durch die Stadt 


 Braunschweig (mit Investitionen) (ab 2015) 
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Annahmen für die Planerträge: 


 Zunächst: Anstieg der Fallzahlen und der Erträge aufgrund der Neuinvestition  


 Beschränkung durch das NKAG => Kostendeckung 


 nach 15 Jahren: Reinvestition => entsprechende Verfahrensweise 


 Berücksichtigung der Mehrerträge aus der zweiten Leichenschau 


 Gebührensatz der z. Zt. geltenden 53 € pro Einäscherung 


 ab 2017: Ansatz eines 6%igen Mehrertrags (bezogen auf den Ertrag) 


 ab 2021: Ansatz einer Preissteigerung der Gebühr von 1 % p. a. 


 Abzinsung der Erträge/Aufwendungen mit dem Zinssatz gem. § 253 Abs. 2 


HGB abzgl. eines Abschlages von 0,5 % aufgrund des z. Zt. bestehenden 


Zinsklimas 







2. Fall: Weiterbetrieb des Krematoriums durch die Stadt 


 Braunschweig (mit Investitionen) (ab 2015) 
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Annahmen für die Planaufwendungen: 


 Instandhaltungsaufwendungen: 


 nach Neuinvestition von 1.272 T€: Reduzierung um 92 T€ gegenüber 


dem Ansatz aus 2011/2012 auf 26 T€ ab 2015 sowie Ansatz einer 


Preissteigerung von 5 % p. a. (jeweils nach den Schätzungen des FB 


Hochbau und Gebäudemanagement) 


 nach 15 Jahren: Reinvestition => entsprechende Verfahrensweise 


 Personalaufwendungen, Umlagen, interne Leistungsverrechnung 


der Stadt: 


 Basis: durchschnittliche Aufwendungen aus den Jahren 2011/2012 


 geschätzte Preissteigerung von 1 % p. a. 







2. Fall: Weiterbetrieb des Krematoriums durch die Stadt 


 Braunschweig (mit Investitionen) (ab 2015) 
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 Energieaufwendungen: 


 nach Neuinvestition von 1.272 T€: Reduzierung um 50 T€ gegenüber dem Ansatz 


aus 2011/2012 


 geschätzte Preissteigerung von 2 % p. a. 


 Remanenzkosten:  


 2/7 von 15 T€ = 4 T€ für die beiden Mitarbeiter, die andere Arbeitsplätze bei der 


Stadt einnehmen werden 


 In voller Höhe in 2015 angesetzt 


 Abschreibungen:  


 betreffen sowohl die Altabschreibungen der bestehenden Restbuchwerte als auch 


die der Neuinvestitionen 


 Nutzungsdauer: 15 Jahre für die Ofenanlagen, 50 Jahre bei den 


Gebäudeinvestitionen 


 Zinsaufwendungen:  


 betreffen die Neuinvestitionen 







Darstellung der wesentlichen Vergleichszahlen bei einer 


Laufzeit von 25 bzw. 30 Jahren 
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bei bei


Privatisierung bei Weiterbetrieb


bzw. Verkauf (mit Investitionen) Differenz


des Krematoriums des Krematoriums


T€ T€ T€


nach 25 Jahren
E. Barwert Jahresergebnis (D.) 201.713 -1.094.042 1.295.755


F. Barwert "Mehrertrag aus zweiter Leichenschau" 380.142 217.905 162.237


G. Gesamtbarwert (E.+F.) 581.855 -876.137 1.457.992


H. Liquidität (Barwert) 665.238 -716.960 1.382.198


nach 30 Jahren
E. Barwert Jahresergebnis (D.) 283.060 -1.647.254 1.930.314


F. Barwert "Mehrertrag aus zweiter Leichenschau" 422.134 236.849 185.285


G. Gesamtbarwert (E.+F.) 705.194 -1.410.405 2.115.599


H. Liquidität (Barwert) 794.543 -1.239.666 2.034.209







Ihr Ansprechpartner 
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